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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
Giftgaseinsätze durch die Bürgerkriegsparteien 
in Angola vor? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 29. März 1993 


Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über Giftgaseinsätze durch 
die Bürgerkriegsparteien in Angola. 


2. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitglieder der UNITA werden nach 
Erkenntnis der Bundesregierung noch in Luanda 
festgehalten (Gefängnis, Hausarrest o. ä.)? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 29. März 1993 


Soweit der Bundesregierung bekannt, befinden sich landesweit derzeit 
776 Mitglieder (einschließlich Familienangehörige) der UNITA im 
Gewahrsam der angolanischen Regierung. Rund 720 Personen davon in 
Luanda, weitere 56 in Namibe und Lubango. Von den in Luanda im Ge- 
wahrsam der Regierung befindlichen Personen stehen 104 (überwiegend 
Familienmitglieder) unter Gewahrsam des angolanischen Verteidigungs- 
ministeriums. Weitere 83 Parteimitglieder bzw. Führungskader befinden 
sich unter Hausarrest, der ebenfalls vom Verteidigungsministerium über- 
wacht wird, 95 Mitglieder der UNITA halten sich im Hotel Tropico auf. Die 
im Hotel Tropico befindlichen Personen können sich ungehindert in 
Luanda bewegen. Dies gilt auch für die dazugehörende Gruppe der 
10 UNITA- Parlamentarier. 

Drei oder vier weitere führende Mitglieder der UNITA befinden sich noch 
im Militärhospital, die Generäle Wambo und Nunda sind nach Kenntnis 
der Bundesregierung im Hotel Meridian in Luanda unter Aufsicht. Weitere 
436 Mitglieder der UNITA (zumeist einfache Parteimitglieder) sind im 
Gefängnis Sao Paulo in Luanda arrestiert. 

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz hat Zugang zu allen im Ge- 
wahrsam der Regierung befindlichen Personen. Nach Auskunft des IKRK 
ist die Behandlung der inhaftierten bzw. unter sonstiger Aufsicht befind- 
lichen UNITA-Mitglieder korrekt. 


3. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen, um auf die Freilassung dieses Per- 
sonenkreises hinzuwirken? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 29. März 1993 


In Anbetracht des seit Anfang 1993 zunehmend eskalierenden, erbitterten 
Bürgerkrieges ist es das prioritäre Ziel der Bundesregierung, bei beiden 
Konfliktparteien auf die Beachtung der einschlägigen internationalen 
Normen bei der Behandlung des jeweiligen Gegners hinzuwirken. Wegen 
der inhaftierten oder unter sonstiger Aufsicht der MPLA- Regierung 
befindlichen UNITA-Mitglieder führt die Bundesregierung gemeinsam 
mit ihren auropäischen Partnern einen kritischen Dialog mit der angolani- 
schen Regierung und wirkt auf ihre Entlassung hin. Wie bereits in der Ant- 
wort zu Frage 2 dargelegt, hat das IKRK Zugang zu allen inhaftierten oder 
unter sonstiger Aufsicht der MPLA-Regierung stehenden UNIT A- Mitglie- 
dern. 


4. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Aussichten räumt die Bundesregierung 
der Wiederaufnahme der Friedensgespräche 
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Natio- 
nen ein? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 29. März 1993 


Vorrangig ist zunächst ein baldiger Waffenstillstand in Angola. Die derzei- 
tigen Bemühungen der VN bleiben insoweit abzuwarten. Leider geben 
die jüngsten öffentlichen Äußerungen beider Bürgerkriegsparteien, ins- 
besondere jedoch Aussagen von UNITA-Führer Savimbi wenig Anlaß, auf 
Bereitschaft zu Kompromiß und Ausgleich zu hoffen. 


5. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie viele deutsche Staatsangehörige im Ausland 
- aufgeteilt nach Ländern - gibt es nach den 
Unterlagen der Bundesregierung, u. a. nach den 
„ Länderlisten " unserer diplomatischen Vertre- 
tungen? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Trumpf 
vom 23. Februar 1993 


Der Begriff ner „Länderliste'' ist bei den deutschen Auslandsvertretungen 
nicht bekannt. 


Weder das Bundesministerium des Innern noch das Auswärtige Amt ver- 
fügen über genaue Zahlen von Deutschen im Ausland, da es im Ausland 
keine Meldepflicht für deutsche Staatsangehörige gibt. Eine Aufteilung 
nach Ländern liegt demzufolge auch nicht vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


6. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß das „Gesetz über eine Sozial- 
klausel in Gebieten mit gefährdeter Wohnungs- 
versorgung'', das im Rahmen der Beratungen 
über das Investitionserleichterungs- und Wohn- 
baulandgesetz formuliert wurde, zum 31. Dezem- 
ber 1997 außer Kraft tritt, was zur Folge hat, daß 
die geplante Verlängerung der Kündigungs- 
sperrfrist auf sieben Jahre keine praktischen Aus- 
wirkungen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 30. März 1993 

Nach der Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses ist die ur- 
sprünglich in dem „Gesetz über eine Sozialklausel in Gebieten mit gefähr- 
deter Wohnungsversorgung'' enthaltene Befristung zum 31. Dezember 
1997 entfallen. Gleichzeitig ist die Frist, in der berechtigte Interessen des 
Vermieters im Sinne des § 564 b Abs. 2 Nr. 2 und 3 BGB nicht berücksich- 
tigt werden, auf zehn Jahre verlängert worden. Das Gesetz hat ganz 
erhebliche praktische Auswirkungen. 


7. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausdrücklich bestäti- 
gen, daß das „Gesetz über eine Sozialklausel in 
Gebieten mit gefährdeter Wohnungsversorgung" 
beispielsweise die Konsequenz hat, daß eine 
Eigenbedarfskündigung (nach einer Wohnungs- 
umwandlung mit anschließendem Wohnungs- 
verkauf zum 1. Januar 1997), die zum 1. Januar 
1997 gegenüber dem Mieter ausgesprochen wird, 
eine Beendigung des Mietverhältnisses vor dem 
1. Januar 2004 nicht zuläßt (es sei denn, daß ange- 
messener Ersatzwohnraum zur Verfügung steht)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 30. März 1993 

Nach dem „Gesetz über eine Sozialklausel in Gebieten mit gefährdeter 
Wohnungsversorgung" in der Fassung der Beschlußempfehlung des Ver- 
mittlungsausschusses werden berechtigte Interessen des Vermieters im 
Sinne des § 564 b Abs. 2 Nr. 2 BGB (Eigenbedarf) bis zum Ablauf von zehn 
Jahren nach der Veräußerung nicht berücksichtigt. Bei einer Veräußerung 
zum 1. Januar 1997 werden berechtigte Interessen des Vermieters im 
Sinne des § 564 b Abs. 2 Nr. 2 BGB demgemäß bis zum 31. Dezember 2006 
nicht berücksichtigt. 


8. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Ist es zulässig, daß Rechtsanwälte, die im Rahmen 
des Anwaltprogramms des Bundesministeriums 
der Justiz zur Unterstützung der Ämter zur Rege- 
lung offener Vermögensfragen oder vergleich- 
barer Programme der Länder für ein oder zwei 
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Jahre bei einem Amt zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen als Berater tätig sind, bei Beendi- 
gung ihrer Tätigkeit die Akten von entschei- 
dungsreifen Fällen in ihre Kanzleien in die alten 
Bundesländer mitnehmen, ohne die Antragsteller 
darüber zu informieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 25. März 1993 

Die im Rahmen des Anwaltsprogramms des Bundes zur Unterstützung der 
Ämter zur Regelung offener Vermögensfragen beschäftigten Rechts- 
anwälte sind verpflichtet, bis zur Beendigung des Vertragsverhältnisses 
alle in ihrem Besitz befindlichen Unterlagen zurückzugeben. 

Einer anwaltlichen Betätigung in früher von ihnen bearbeiteten Fällen 
steht das Verbot des § 45 Nr. 3 der Bundesrechtsanwaltsordnung ent- 
gegen, wonach der Rechtsanwalt nicht tätig werden darf in einer Rechts- 
sache, die er bereits „als Angehöriger des öffentlichen Dienstes" bearbei- 
tet hat. 


9. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Welche Dienstpflichten ergeben sich für die im 
Rahmen o. g. Programme befristet tätigen Rechts- 
anwälte aus der Beratertätigkeit gegenüber den 
Leitern der Vermögensämter? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 25. März 1993 

Der Honorarvertrag verpflichtet den im Anwaltsprojekt II des Bundes täti- 
gen Rechtsanwalt zu folgenden T ätigkeiten : 

- Mitwirkung an fachlichen Entscheidungen, 

- Beratung der zuständigen Mitarbeiter bei der Vorbereitung von Ent- 
scheidungen, 

- gutachterliche Stellungnahmen, 

- Durchführung von Schulungsmaßnahmen, 

- Herbeiführung gütlicher Einigungen. 

Die inhaltliche Ausgestaltung dieser Aufgaben erfolgt in ständiger Ab- 
sprache mit dem Vertragspartner (Landkreis oder kreisfreie Stadt), also 
regelmäßig mit dem Leiter des jeweiligen Amtes zur Regelung offener 
Vermögensfragen. 

Der Rechtsanwalt ist vertraglich verpflichtet, zumindest während der nor- 
malen Dienststunden dem Amt zur Regelung offener Vermögensfragen 
zur Verfügung zu stehen. Er ist weiterhin verpflichtet, über alle ihm im 
Rahmen seiner Tätigkeit zur Kenntnis gelangten Angelegenheiten Still- 
schweigen zu bewahren, auch über die Beendigung des Vertragsverhält- 
nisses hinaus. Ihm obliegt es des weiteren, bis zu seinem letzten Arbeitstag 
alle in seinem Besitz befindlichen Unterlagen, die im Zusammenhang mit 
seiner Tätigkeit stehen, dem Auftraggeber zurückzugeben. Schließlich ist 
der Rechtsanwalt vertraglich verpflichtet, Mandatsverhältnisse, in denen 
aufgrund seiner Tätigkeit im Amt zur Regelung offener Vermögensfragen 
Interessenkollisionen bestehen oder drohen, seinem Vertragspartner an- 
zuzeigen, und er darf in diesen Angelegenheiten nicht tätig werden. 
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10. Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Nach welchen Richtlinien sollen nach Rück- 
nahme der DIN 283 und 277 die Wohn- und Nutz- 
fläche von Wohnungen auch als Grundlage für 
Mietverträge ermittelt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 30. März 1993 


Im Geltungsbereich der Zweiten Berechnungsverordnung, also insbeson- 
dere für preisgebundenen Wohnraum, finden für die Wohnflächenberech- 
nung die §§42 bis 44 II. BV Anwendung. Die Vorschriften stimmen im 
wesentlichen mit der DIN-Norm 283 Blatt 2 überein. 


Soweit die Zweite Berechnungsverordnung nicht gilt, also insbesondere 
im freifinanzierten Wohnungsbau, berechnet sich die Wohnfläche weder 
nach DIN 283 noch nach der Zweiten Berechnungsverordnung oder einer 

anderen Rechtsvorschrift, vielmehr ist die Wohnfläche nach den besonde- 

/ 

ren Umständen des Einzelfalles zu ermitteln (BayObLG, Rechtsentscheid 
vom 20. Juli 1983 Sammlung der Rechtsentscheide in Wohnraummiet- 
sachen § 2 MHG Nr. 44). Die Gerichte können sich bei der Ermittlung der 
Umstände des Einzelfalles aber von den Festlegungen der Zweiten 
Berechnungsverordnung leiten lassen. 


Den Parteien bleibt es im Rahmen der Vertragsfreiheit zur Vermeidung 
von Streitigkeiten unbenommen, für die Wohnflächenberechnung die 
Anwendung der Zweiten Berechnungsverordnung oder einer - nicht 
mehr geltenden, aber textlich noch greifbaren - DIN-Norm zu vereinba- 
ren. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


11. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie kommt der Bundesminister der Finanzen 
dazu, in den BMF-Finanznachrichten Nr. 14/93 
vom 24. Februar 1993 zu behaupten, nach den 
Vorschlägen der Opposition zum Solidarpakt 
werde „bei einem selbständigen Handwerksmei- 
ster mit einem zu versteuernden Einkommen von 
90 000 DM die Steuerbelastung nach der Split- 
ting-Tabelle sogar um 19 v. H. zunehmen, und 
zwar von bisher 19092 DM um 3 637 DM auf dann 
22 729 DM", angesichts dessen, daß er selbst aus- 
führt, die vorgeschlagene Ergänzungsabgabe 
solle bei Verheirateten erst ab einem zu versteu- 
ernden Einkommen von 100000 DM erhoben 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 24. März 1993 

Der in Rede stehende Beispielsfall wurde versehentlich auf der Grundlage 
der Splittingtabelle beziffert. Eine zutreffende Berechnung nach der 
Grundtabelle führt aber zu einem ähnlichen Ergebnis: Bei einem allein- 
stehenden selbständigen Handwerksmeister mit einem zu versteuernden 
Einkommen von 90000 DM würde nach den Steuererhöhungsvorschlä- 
gen der SPD die Steuerbelastung um 16,6 v. H. zunehmen, und zwar von 
26288 DM um 4 348 DM auf dann 30556 DM einschließlich Arbeitsmarkt- 
abgabe. 

Eine entsprechende Zunahme der Steuerbelastung zeigt sich auch bei 
Anwendung der Splittingtabelle im Fall eines beidseitig selbständig 
erwerbstätigen Ehepaares mit einem gemeinsam zu versteuernden Ein- 
kommen vom 110000 DM. Die Steuerbelastung würde in diesem Fall von 
bisher 25430 DM um insgesamt - einschließlich Ergänzungs- und Arbeits- 
marktabgabe - 4 743 DM bzw. um 18,7 v. H. zunehmen. Im übrigen teile 
ich Ihre Auffassung, daß eine sachliche Auseinandersetzung die Verbrei- 
tung wissentlich falscher Angaben ausschließt. 


12. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Teilt der Bundesminister der Finanzen meine 
Auffassung, daß nur dann eine sachliche Ausein- 
andersetzung über steuerpolitische Vorschläge 
möglich ist, wenn eine offene und ehrliche 
Bewertung dieser Vorschläge erfolgt und nicht 
in der Öffentlichkeit falsche Angaben gemacht 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 24. März 1993 

Ja. Wie bereits ausgeführt, handelt es sich um ein Versehen. 


Wie hoch wäre das Nettoeinkommen (Nettoent- 
gelt und Kindergeld) einer Arbeitnehmerfamilie 
mit zwei Kindern (durchschnittlicher Bruttover- 
dienst männlicher Arbeiter in der Industrie, Lei- 
stungsgruppe 3) in den Jahren von 1983 bis 1992 
gewesen, wenn der Grundfreibetrag für Erwach- 
sene und die Leistungen des Kinderlastenaus- 
gleichs (Kindergeld und steuerlicher Kinderfrei- 
betrag) dem jeweiligen Existenzminimum (Be- 
zugsgröße Sozialhilfe) entsprochen hatten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 24. März 1993 

Von 1982 bis 1992 hat sich das Volumen der Leistungen und Maßnahmen 
zugunsten von Familien (Haushaltsausgaben und Steuererleichterungen) 
von 27,5 Mrd. DM in 1982 um 33,2 Mrd. DM auf 60,7 Mrd. DM in 1992 
erhöht. In diesem Zeitraum haben sich die Steuermindereinnahmen und 
Ausgaben für die Familien also mehr als verdoppelt. 

Bei einem verheirateten Durchschnittsverdiener mit 2 Kindern (Steuer- 
klasse III/2) hat sich im gleichen Zeitraum das verfügbare Einkommen von 
25550 DM in 1982 um 1 1 957 DM bzw. um 46,8 v. H. auf 37 507 DM in 1992 
erhöht. 


13. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 
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Die von Ihnen gewünschte fiktive Berechnung von Nettoeinkommen für 
die Vergangenheit unter Ansatz modifizierter Grund- und Kinderfreibe- 
träge sowie eines modifizierten Kindergeldes ist nicht sinnvoll durchführ- 
bar, da nachträglich keine Aussage darüber möglich ist, welche weiteren 
Änderungen des Steuerrechts und des Kindergeldrechts mit solchen ver- 
änderten Ansätzen verbunden gewesen wären. 


14. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


In welchen Bereichen und mit welchen Auswir- 
kungen sind Familien mit 1, 2, 3 und mehr Kin- 
dern, Singles und Eheleute* jeweils von dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Föderalen 
Konsolidierungsprogramm betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 24. März 1993 


Die im Rahmen des Föderalen Konsolidierungsprogramms vorgesehenen 
Maßnahmen werden nach dem Ergebnis der Klausurtagung des Bundes- 
kanzlers mit den Regierungschefs der Länder sowie den Partei- und 
Fraktionsvorsitzenden vom 11. bis 13. März 1993 von allen Beteiligten, 
einließlich der SPD, mitgetragen. 

Die mit der Aufbringung der zusätzlichen Mittel verbundenen Belastun- 
gen für die Bürger waren schon nach dem ursprünglichen Vorschlag der 
Bundesregierung gerecht verteilt. Der nunmehr vorgesehene Solidaritäts- 
zuschlag in Höhe von 7,5 v. H. der Lohn-, Einkommen- und Körperschaft- 
steuerschuld ab 1995 führt zu einer deutlich überproportionalen Betei- 
ligung der Bezieher höherer Einkommen. 

Ein großer Teil der beschlossenen belastenden Maßnahmen ist nicht indi- 
viduell einzelnen Steuerpflichtigen zuzurechnen. Die nachstehende 
Tabelle zeigt beispielhaft die Belastung von Durchschnittsverdienern 
durch den Solidaritätszuschlag und die Anhebung der Versicherung- 
steuer. 

Aus den Zahlenangaben ist ersichtlich, daß die Mehrbelastung bei höhe- 
rer Kinderzahl deutlich geringer ausfällt. 

Belastung eines Arbeitnehmers mit einem Bruttoarbeitsentgelt 
von 50000 DM in 1995 


Steuerklasse 

Lohnsteuer 1 ) 

Mehrbelastung durch 

Solidaritäts- 

zuschlag 2 ) 

Erhöhung 

Versicherung- 

steuer 3 ) 

Insgesamt 

I/O (ledig, ohne Kind) 

9 238 

693 

55 

748 

III/0 (verheiratet, ohne Kind) 

5 618 

421 

55 

476 

III/l (verheiratet, 1 Kind) 

4 712 

353 

55 

408 

III/2 (verheiratet, 2 Kinder) 

3 828 

287 

55 

342 

III/3 (verheiratet, 3 Kinder) 

2166 

217 

55 

272 

III/4 (verheiratet, 4 Kinder) 

0 

0 

55 

55 


*) Nach allgemeiner Jahreslohnsteuertabelle 1993 bzw. nach Zusatztabelle für 
1995. 


2 ) In Höhe von 7,5 v. H. der Lohnsteuer; ohne Berücksichtigung einer zusätzlichen 
sozialen Komponente. 

3 ) Erhöhung ab 1. Juli 1993 um 2 v. H. -Punkte; ab 1. Januar 1995 um weitere 
3 v. H. -Punkte bei Versicherungsaufwendungen von jeweils 1100 DM. 
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15. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Hat Herr M. H. A. von der Treuhandanstalt ein 
Grundstück zu Eigentum erworben, das er bereits 
seit Anfang 1990 im Besitz hatte und das bis dahin 
— in welcher Rechtsform auch immer - dem Mini- 
sterium für Staatssicherheit zur Verfügung 
gestanden hatte, und wenn ja, wann hat er dieses 
Grundstück erworben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. März 1993 

Herr A. hat mit Kaufvertrag vom 4. September 1991 das Grundstück 
Berlin-Karlshorst von der Treuhandanstalt erworben. Eine Eintragung von 
Herrn A. ins Grundbuch ist noch nicht erfolgt. Das Grundstück war früher 
Vermögen des Ministeriums für Staatssicherheit/ Amt für Nationale 
Sicherheit und wurde 1990 der Motorradwerk Zschopau GmbH (MZ) 
durch Ministerratsbeschluß der ehemaligen DDR im Frühjahr 1990 zur 
kostenlosen Nutzung übergeben. Im März 1990 hat die MZ mit Herrn A. 
eine Tochtergesellschaft, die MZ-B Vertriebs GmbH, gegründet, die das 
Grundstück in Besitz hatte. Am 27. November 1992 wurde das Grundstück 
auf die Treuhandanstalt zugeordnet. 


16. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Falls ja, aus welchem Rechtsgrund war Herr A. 
Besitzer, und zu welchem Zwecke hatte das Mini- 
sterium für Staatssicherheit dieses Grundstück 
genutzt gehabt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. März 1993 

Herr A. war Gesellschafter der MZ-B Vertriebs GmbH, die das Grundstück 
in Besitz hatte. Das Grundstück diente vormals dem Ministerium für 
Staatssicherheit als Bereitstellungs- und Versorgungslager. 


17. Abgeordneter 

Joachim 
Hörster 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. JoachinxGrünewald 
vom 29. März 1993 

Auf dem Grundstück standen insgesamt 13 Gebäude. Dabei handelt es 
sich im einzelnen um: Verwaltungsgebäude, Werkstattgebäude, Repara- 
turhalle, Kalthalle, Pkw- Garagen, Wache, Warmhalle mit Hochregallager, 
Versorgungseinrichtung, Arbeitsraum Betriebshandwerker, Faßlager, 
überdachtes Freilager, Kalthalle und Trafohaus. Betriebseinrichtungen 
und Zubehör wurden im Kaufvertrag nicht gesondert ausgewiesen. 


Welche Gebäude, Einrichtungen und Zubehör 
hat Herr A. zusammen mit dem Grundstück von 
der Treuhandanstalt erworben? 


18. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Gehört zu den Investoren, mit denen die Treu- 
handanstalt einen oder mehrere Verträge ab- 
geschlossen hat, auch eine Gesellschaft namens 
ETEX, die in irgendeiner Beziehung zu Herrn A. 
steht oder gestanden hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. März 1993 

In seinem Angebotsschreiben hat Herr A. behauptet, seit 1979 Vertreter 
des Industriezweiges Elektrotechnik/Elektronik der ehemaligen DDR zu 
sein. Zu diesem Zwecke habe er die Firma ETEX gegründet, die für den 
Export elektrotechnischer Anlagen gearbeitet habe. Es konnten keine 
weiteren Verträge ermittelt werden, bei denen Herr A. oder die Firma 
ETEX auf der Käuferseite beteiligt waren. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Aufsichts- 
rat und Betriebsrat der BBB GmbH bereits vor 
dem Verkauf an die Zwagerman Int. GmbH im 
Juli 1991 erhebliche Bedenken erhoben und die 
Treuhandanstalt vor dem Verkauf gewarnt hat- 
ten, so daß aus heutiger Sicht von unzureichender 
Sorgfalt des Unternehmensbereichs U 2 bei der 
Vorbereitung des Verkaufs an die Zwagerman 
Int. GmbH zum Schaden des Unternehmens und 
seiner Belegschaft gesprochen werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. März 1993 

Es trifft zu, daß Aufsichtsrat und Betriebsrat der Bagger, Bugsier und Ber- 
gungs-Reederei GmbH (BBB GmbH) vor dem Verkauf an die Zwagerman 
International GmbH zunächst Bedenken gegen diesen Verkauf geäußert 
hatten. Aufsichtsrat und Betriebsrat haben diese Bedenken später aber 
zurückgestellt und den Verkauf gebilligt. Der Aufsichtsrat stimmte nach 
einer Vorstellung des Sanierungs- und Unternehmenskonzeptes der Inve- 
storen durch einen Vertreter der Zwagerman Int. GmbH in seiner Sitzung 
am 10. Juli 1991 dem Verkauf ausdrücklich zu. 

Der Treuhandanstalt kann in diesem Zusammenhang auch aus heutiger 
Sicht kein Vorwurf einer unzureichenden Sorgfalt bei der Vorbereitung 
des Verkaufes der BBB GmbH an die Zwagerman Int. GmbH gemacht 
werden; die seinerzeit bei einer führenden, international anerkannten 
niederländischen Bank eingeholten Bankauskünfte hatten die Bonität des 
Unternehmens bestätigt. 


Welche Konsequenzen sieht die Bundesregie- 
rung für die Treuhandanstalt angesichts der Tat- 
sache, daß sowohl der Rechtsbeistand der BBB 
GmbH als auch der Rechtsanwalt der Zwagerman 
Int. GmbH den am 11. Juli 1991 zwischen der 
Treuhandanstalt Berlin und der Zwagerman Int. 
GmbH abgeschlossenen Kaufvertrag als mit 
schweren Rechtsmängeln behaftet sehen und 
den Kauf damit für rechtsunwirksam halten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. März 1993 

Im Gegensatz zur Auffassung der Rechtsanwälte der Zwagerman Int. 
GmbH und der BBB GmbH besteht für die Treuhandanstalt keine Veran- 
lassung, an der Rechtswirksamkeit des mit der Zwagerman Int. GmbH 
abgeschlossenen Kaufvertrages vom 11. Juli 1991 zu zweifeln. 


20. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


19. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 
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21. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lncyga 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 26. März 1993 

Die Treuhandanstalt sieht keine Möglichkeit einer Rückabwicklung des 
Kaufvertrages vom Juli 1991 und einer Rückführung des Unternehmens 
in die Treuhandanstalt. Auch würde eine solche Rückführung weder 
Arbeitsplätze retten noch das Insolvenz verfahren beenden. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen sollen durch 
Verkäufe und Übernahmen insgesamt mehr als 500 Arbeitsplätze erhalten 
bzw. neu geschaffen werden. Der Betriebsrat und die betroffenen Arbeit- 
nehmer wurden durch die Insolvenzverwaltung über Einzelheiten infor- 
miert. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung angesichts der vom Unternehmen unver- 
schuldeten und möglichwerweise durch krimi- 
nelle Handlungen maßgeblich bestimmten dra- 
matischen Lage, um von den ehemals 2600 und 
dann der Treuhandanstalt für drei Jahre verbind- 
lich zugesagten 900 Arbeitsplätzen wenigstens 
die jetzt noch verbliebenen 667 Arbeitsplätze zu 
retten, da bei dem vorgesehenen Gesamtvoll- 
streckungsverfahren noch einmal 450 Arbeits- 
plätze verlorengehen würden, und ist sie bereit, 
das Unternehmen wieder in Treuhandverantwor- 
tung weiterzuführen? 


22. Abgeordneter 

Dr. Erich 
Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. März 1993 

Im Mai 1991 kaufte die Firma Mc Donald's den Geschäftsbetrieb des gast- 
gewerblichen Betriebs „Alextreff". Gleichzeitig schloß die Mc Donald's 
Immobilien GmbH mit der THA einen langfristigen Mietvertrag ab über 
die Räumlichkeiten, in denen bisher der gastgewerbliche Betrieb „Alex- 
treff" ausgeübt wurde. 

Beim Abschluß dieser Verträge gingen die Vertragspartner irrtümlich 
davon aus, daß kein Restitutionsanspruch für die fragliche Liegenschaft 
geltend gemacht wurde. Inzwischen hat sich jedoch herausgestellt, daß 
die Firma Hertie als Rechtsnachfolgerin der Firma Wertheim bereits 1990 
einen entsprechenden Restitutionsantrag gestellt hat. Aufgrund der hier- 
durch entstandenen schwierigen, ungeklärten Rechtslage konnte Mc 
Donald's die beabsichtigten Investitionen bisher nicht in Angriff nehmen. 
Auch ist es bisher noch nicht gelungen, diese Schwierigkeiten auf dem 
Verhandlungswege zu überwinden. Insbesondere konnte noch keine 
Regelung für einen langfristigen Mietvertrag zwischen Hertie und Mc 
Donald's gefunden werden. 

Bei dieser Sachlage kann von einer Blockade durch die THA nicht gespro- 
chen werden. 


Aus welchen Gründen blockiert die Treuhand- 
anstalt seit über zwei Jahren das 20 Mio. DM-In- 
vestitions vor haben der Gastronomiefirma Mc 
Donald's Inc. München am Alexanderplatz in 
Berlin („Alextreff"), und teilt die Bundesregie- 
rung meine Auffassung, daß solche Vorgänge 
geeignet sind, Investoren in den neuen Bundes- 
ländern abzuschrecken? 
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23. Abgeordneter 

Dr. Erich 
Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wann kann nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der „Alextreff" von Mc Donald's Deutsch- 
land in Berlin in Betrieb genommen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 25. März 1993 


Die TLG ist intensiv bemüht, in Verhandlungen mit Hertie und unter 
Beteiligung und Einbringung der Interessen von Mc Donald’s die noch 
offenen Fragen möglichst schnell zu lösen. Sobald eine Klärung herbeige- 
führt ist - dies ist am schnellsten durch eine gütliche Einigung aller Betei- 
ligten möglich - kann Mc Donald's die geplanten Investitionen durchfüh- 
ren und den Betrieb des „Alextreff" aufnehmen. 


24. Abgeordneter 

Dr. Emil 
Schnell 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Sparkassen, die Volksbanken und die übrigen 
fortgeführten Altkreditinstitute in den neuen 
Ländern im Hinblick auf die großen Schwierig- 
keiten bei der Umstellung auf ein marktwirt- 
schaftliches Geld-, Kredit- und Finansystem einer 
besonders intensiven bankaufsichtlichen Beglei- 
tung und Kontrolle bedürfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 31. März 1993 


Den Schwierigkeiten der ostdeutschen Kreditinstitute und ihrer Mitarbei- 
ter in den neuen Ländern bei der Umstellung auf ein marktwirtschaftliches 
System begegneten die Deutsche Bundesbank und die Verbände des Kre- 
ditgewerbes durch die Ausrichtung zahlreicher Schulungsveranstaltun- 
gen. Darüber hinaus wurde ein umfangreicher Personalaustausch zwi- 
schen Kreditinstituten in den alten und den neuen Ländern organisiert. 
Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hat bei der Übernahme der 
Aufsicht über Kreditinstitute in den neuen Ländern spezielle Fachreferate 
für die neu zu beaufsichtigenden Institute eingerichtet und dadurch eine 
intensive Bankenaufsicht in der Übergangsphase gewährleistet. Um 
Überforderungen im Anfangsstadium zu vermeiden, wurden die Institute 
zeitlich begrenzt von einzelnen bankaufsichtlichen Meldepflichten 
befreit. 


25. Abgeordneter 

Dr. Emil 
Schnell 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Tat- 
bestand, daß die mit der dynamischen Investi- 
tionstätigkeit in Handwerk und Mittelstand ein- 
hergehende expansive Ausweitung des Kredit- 
geschäftes auch zu einem überdurchschnittlich 
hohen Ausfallrisiko führt, weil unter den Kredit- 
nehmern ein verhältnismäßig großer Anteil von 
Unternehmens-Neugründungen ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 31. März 1993 

Gemäß § 18 des Gesetzes über das Kreditwesen haben sich Kreditinstitute 
die wirtschaftlichen Verhältnisse von Kreditnehmern, denen Kredite von 
insgesamt mehr als einhunderttausend Deutsche Mark gewährt werden, 
offenlegen zu lassen. Neugründungen, aber gleichermaßen die Neuorien- 
tierung der Unternehmen gegenüber ihrer früheren Tätigkeit, erschweren 
die Beurteilung der finanziellen Situation der Kreditnehmer. Es gehört 
jedoch zum Anforderungsprofil an ein Kreditinstitut, solchen Anforderun- 
gen gerecht zu werden. 


26. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß dieses 

Dr. Emil an sich zu begrüßende Neu-Kreditgeschäft von 

Schnell Bankmitarbeitern bearbeitet wird, die im Hin- 

(SPD) blick auf das Erkennen und Bewerten von Kredit- 

risiken über eine naturgemäß geringere Erfah- 
rung verfügen wie die mit denselben Aufgaben 
betrauten Beschäftigten in den Alt-Bundeslän- 
dern, und hält die Bundesregierung daher die 
bankaufsichtliche Begleitung insbesondere des 
Kreditgeschäfts in den neuen Ländern für beson- 
ders vordringlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 31. März 1993 

Infolge der unter Frage 24 aufgeführten Maßnahmen verfügen die in den 
neuen Ländern tätigen Mitarbeiter der Kreditinstitute mittlerweile über 
hinreichende Kenntnisse zur Bewertung von Kreditrisiken. 

Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen wird über die im Kredit- 
geschäft ermittelten Risiken durch Prüfungsberichte externer Wirtschafts- 
prüfer unterrichtet. Ihm stehen im Rahmen des Gesetzes über das Kredit- 
wesen bankaufsichtliche Mittel zur Verfügung, mit denen Versäumnissen 
bei der Kreditwürdigkeitsprüfung entgegengewirkt werden kann. 


27. Abgeordneter Mit welcher personellen Ausstattung versieht das 

Dr. Emil Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen derzeit 

Schnell die bankauf sichtliche Überwachung und Betreu- 

(SPD) ung der etwa 160 Sparkassen in den neuen Län- 

dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 31. März 1993 

In dem mit der Aufsicht über die Sparkassen in den neuen Ländern befaß- 
ten Referat des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen sind derzeit 
vier Mitarbeiter beschäftigt; zwei weitere Planstellen sind nicht besetzt. 
Mit bankaufsichtlichen Tätigkeiten sind darüber hinaus zahlreiche Mitar- 
beiter der Deutschen Bundesbank bei den Landeszentralbanken im Rah- 
men ihrer Zuständigkeiten gemäß § 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
befaßt. Als Anstalten des öffentlichen Rechts unterliegen Sparkassen 
einer zusätzlichen Aufsicht durch das jeweils zuständige Landesministe- 
rium. 
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Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen wird bei seiner Aufsichts- 
tätigkeit außerdem durch die Sparkassen- und Giroverbände maßgeblich 
unterstützt. Die ausschließlich bankaufsichtlichen Zwecken dienenden 
Berichte über die Prüfung der Jahresabschlüsse werden von den Prü- 
fungsstellen der Sparkassen- und Giroverbände erstellt. Die Verbände 
sind zudem durch die Weiterleitung der bankauf sichtlichen Meldungen 
über die wichtigsten aktuellen Risikosachverhalte der Sparkassen infor- 
miert und geben zu diesen gegenüber dem Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen ihre Beurteilung ab. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


28. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß im Hinblick auf die dramatische Situation in 
den neuen Bundesländern aus dem Strukturhilfe - 
fonds der Europäischen Gemeinschaft bis 1999 
eine Unterstützung von nur 34 Mrd. DM als For- 
derung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der EG erhoben wird, obwohl dieser Struk- 
turhilfefonds 50 Mrd. DM zum Inhalt hat und die 
Kriterien für die Bezuschussung der neuen Län- 
der in der Lage wären, die Gesamtmittel in einer 
Größenordnung von ca. 50 Mrd. DM auf sieben 
Jahre verteilt in Anspruch zu nehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 30. März 1993 

Der Europäische Rat in Edinburgh hat im Dezember 1992 beschlossen, daß 
die neuen Bundesländer und Ostberlin ab 1. Januar 1994 zu den sog. 
Ziel- 1 -Regionen (Regionen mit Entwicklungsrückstand) gehören und daß 
sie in gleicher Weise wie die anderen Regionen dieses Typs behandelt 
werden. Der Europäische Rat hat gleichzeitig für alle Ziel- 1 -Regionen von 
1993 bis 1999 rd. 108,6 Mrd. ECU festgelegt und davon rd. 70 Mrd. ECU für 
Griechenland, Irland, Portugal und die Ziel- 1 -Regionen Spaniens vor- 
gesehen. 

Die Mittel sollen nach objektiven Kriterien verteilt und in transparenten 
Verfahren angemessen gewichtet werden: Nationaler Wohlstand, regio- 
naler Wohlstand, Bevölkerung der begünstigten Regionen und das rela- 
tive Ausmaß der strukturellen Probleme einschließlich der Arbeitslosig- 
keit sowie - bei entsprechenden Zielen - die Erfordernisse der Entwick- 
lung des ländlichen Raums. 

Die Kommission hat noch nicht zu erkennen gegeben, wie sie diese Krite- 
rien gewichten will. Ferner muß noch über die Liste der Ziel- 1 -Regionen 
verhandelt werden. Mangels dieser Festlegungen sind konkrete Forde- 
rungen bisher nicht Gegenstand von Verhandlungen gewesen. Die Bun- 
desregierung wird sich in den Verhandlungen mit allem Nachdruck dafür 
einsetzen, daß die neuen Länder und Ostberlin an der Solidarität der Ge- 
meinschaft in gleicher Weise wie andere benachteiligte Regionen teilha- 
ben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


29. Abgeordnete 

Dr. Michaela 

Blunk 

(Lübeck) 

(SPD) 


Was tut die Bundesregierung dagegen, daß in 
einer Stadt wie Lübeck das Hochbau-Handwerk 
in einem Jahr regulär Material für etwa 60 Mio. 
DM verarbeitet, während die Baumärkte der 
Stadt in dem gleichen Zeitraum für 100 Mio. DM 
Baumaterial an privater Erwerber verkaufen, 
wovon laut Schätzung der Kreishandwerker- 
schaft nur etwa 40 Mio. DM von regelgerechten 
Heimwerkern aber etwa 60 Mio. DM von vermut- 
lichen Schwarzarbeitern verbaut werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 24. März 1993 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Verkauf von Baumaterial an 
private Erwerber zu untersagen oder einzuschränken. 

Die Schätzung der Kreishandwerkerschaft einer mittleren Großstadt, daß 
60% der in Baumärkten verkauften Baumateriahen von Schwarzarbeitern 
verbaut würden, kann die Bundesregierung nicht bestätigen. Jedenfalls 
gibt es keine Anhaltspunkte für die Richtigkeit der Schätzung. 

Das Fehlverhalten von Schwarzarbeitern rechtfertigt im übrigen auch 
nicht, einschränkende Maßnahmen beim Verkauf von Baumaterial einzu- 
führen, weil dadurch die Gewerbefreiheit der Baumärkte eingeschränkt 
und die gesamte Bevölkerung belastet würde. 

Die Bundesregierung intensiviert im Rahmen der Maßnahmen des födera- 
len Konsolidierungspaktes den Kampf gegen illegale Beschäftigung und 
Schwarzarbeit. 


30. Abgeordneter Wie verteilen sich die Restlaufzeiten der derzei- 

Ottmar tigen Förderfälle bei ABM auf 1993 und 1994? 

Schreiner 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 19. März 1993 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat Anfang 1993 die Landesarbeitsämter auf- 
gefordert, die im Jahresverlauf 1993 auslaufenden Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen (ABM) zu melden. Erst nach Eingang der Meldungen wird es 
der Bundesanstalt für Arbeit möglich sein, Aussagen über Restlaufzeiten 
der noch laufenden ABM zu machen. Ich werde Sie hierüber informieren. 


31. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie verteilen sich diese Förderfälle auf die Ein- 
satzfelder Wirtschaftsnahe Infrastruktur, Soziale 
Infrastruktur, Altlastenbeseitigung/Bodenschutz 
und Wohnungs-, Stadt- und Dorf Sanierung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 19. März 1993 

Die Bundesanstalt für Arbeit führt nach diesen Kriterien keine statisti- 
schen Aufzeichnungen. Sie unterscheidet in ihren Erhebungen nach 
9 Wirtschaftsbereichen. Die Ergebnisse füge ich Ihnen als Anlage bei.*) 


32. Abgeordneter Für wie viele Förderfälle wurden bisher Maßnah- 

Ottmar men nach § 249 h AFG beantragt bzw. geneh- 

Schreiner migt? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 19. März 1993 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat mit Erlaß vom 18. Februar 1993 ihren 
Dienststellen die Anordnung des Verwaltungsrats und die hierzu ergan- 
genen Durchführungsanweisungen zu § 249 h AFG bekanntgegeben. 
Derzeit laufen die Antrags- und Bewilligungsverfahren für zahlreiche 
Maßnahmen in verschiedenen Bereichen z. B. der Braunkohle und der 
Chemie. Diese Verfahren sind noch nicht abgeschlossen, zumal zwischen 
den Ländern und der Treuhandanstalt noch Abstimmungen zur Haupt- 
finanzierung der geplanten Maßnahmen laufen. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die zwischen Bund und Ländern getroffene Verein- 
barung zur Finanzierung eingehalten wird. 


33. Abgeordneter Wie verteilen sich diese Maßnahmen/ Anträge auf 

Ottmar die Einsatzfelder Umweltverbesserung und So- 

Schreiner ziale Dienste/Jugendhilfe? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 19. März 1993 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist derzeit noch nicht in der Lage, hierzu An- 
gaben zu machen. Jedoch werden beginnend mit dem nächsten Monat 
mehrere Großprojekte im Bereich der Braunkohle und der Chemie anlau - 
fen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


34. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Welche anlagentechnischen Voraussetzungen 
sind für die Aufarbeitung/Verwertung von ca. 
500 Tonnen A 4 (Perchlorethylen mit Emulgator) 
erforderlich, und verfügt die Firma RCN Recyc- 
ling-Chemie Niederrhein GmbH über die Vor- 
aussetzungen? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 26. März 1993 

Das von der Bundeswehr ausgesonderte A4 sollte für eine Nutzung im 
Wirtschaftskreislauf aufgearbeitet werden. Im vorhegenden Fall muß vor 
der Verwertung der Perchlorethylenanteil durch ein technisches Verfah- 
ren vom Emulgator und von Verunreinigungen getrennt werden. 

Hierfür sind im wesentlichen die folgenden anlagentechnischen Voraus- 
setzungen erforderlich: 

- Labor/Technikum (Analytik), 

- Gebinde- Absaugstation (Entleerung), 

- Tanklager (Zwischenlager), 

- Destillationsanlage (Vor- und Hauptreinigung; Stabilisierung), 

- Gebinde- Verwertungsanlage (Metallverwerter; Rohstahl). 

Die Firma RCN (Recycling- Chemie Niederrhein GmbH) verfügt über alle 
anlagentechnischen und genehmigungsrechtlichen Voraussetzungen, 
die für eine qualifizierte Ausführung dieses Auftrags erforderlich sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


35. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus den nunmehr vorliegenden Zahlen über 
die Zunahme an Salmonellosen, wonach 4m Ver- 
gleichszeitraum von 1991 zu 1992 die Zahl der 
Erkrankungen in Gesamtdeutschland um 43,02% 
(übrige Formen 20,51%) gestiegen ist unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß in den alten 
Bundesländern die Zunahme bei 25,68% (übrige 
Formen 14,15%), hingegen in den neuen Bundes- 
ländern bei 139,67% (übrige Formen 43,92%) 
liegt? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 30. März 1993 


Die Angaben über Erkrankungszahlen an Salmonellosen und übrigen 
Formen von Enteritis infectiosa stimmen mit denen des Bundesgesund- 
heitsamtes überein. 

Die Gründe für die unterschiedlichen Zunahmen von Salmonellosen beim 
Menschen im Jahre 1992 in den alten und in den neuen Bundesländern 
werden gegenwärtig vom Bundesgesundheitsamt analysiert. Ohne diesen 
Ergebnissen vorzugreifen, ist jedoch bereits jetzt festzustellen, daß die 
Steigerung in den alten Bundesländern etwa im Trend der vorherigen drei 
Jahre liegt, während sich in den neuen Bundesländern der steigende 
Trend möglicherweise verstärkt hat. 
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Der deutliche prozentuale Anstieg in den neuen Bundesländern in den 
Jahren 1991 und 1992 dürfte jedoch zu einem Teil auf die Umstellung des 
Meldesystems nach dem Bundes-Seuchengesetz zurückzuführen sein. 
Die in der Frage genannte prozentuale Steigerungsrate dürfte somit nur 
bedingt aussagefähig sein. 

Eine Betrachtung der Erkrankungsraten in den einzelnen Bundesländern 
zeigt im übrigen, daß die Erkrankungsrate in zwei der neuen Bundeslän- 
der mit der in den alten Bundesländern vergleichbar ist. 

Konkrete Konsequenzen können erst auf der Basis gezielter, vom Bündes- 
gesundheitsamt bereits eingeleiteter Studien, bei denen die genauen 
Infektionsherde mittels lokaler Zuordnung untersucht werden sollen, 
gezogen werden. 

Zu den von der Bundesregierung bereits eingeleiteten Maßnahmen hin- 
sichtlich der Bekämpfung der Salmonellen-Erkrankungen beim Men- 
schen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
„Zunahme der Salmonellen-Erkrankungen (Salmonellosen) bei Mensch 
und Tier" (Drucksache 12/4041) verwiesen. 


36. Abgeordneter 

Alois 

Graf von 

Waldburg-Zeil 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den vom Bun- 
desausschuß Ärzte/Krankenkassen vorgesehe- 
nen Ausschluß der Lipidsenker und Benzodiaze- 
pine aus der Erstattung durch die gesetzlichen 
Krankenkassen durch Aufnahme dieser Arznei- 
mittelgruppen in die Ziffer 17, Punkt 2 der neu 
formulierten Arzneimittel- Richtlinien, und ist 
diese Einschränkung der Leistung der gesetz- 
lichen Krankenkassen, die bei den Lipidsenkern 
auch wichtige Aspekte der Primär- und Sekun- 
därprävention betrifft, mit einer angemessenen 
medizinischen Versorgung der Bevölkerung ver- 
einbar, die das GSG ausdrücklich als nach wie vor 
gesichert ansieht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 24. März 1993 


Es ist zu begrüßen, daß der Bundesausschuß, d. h. die gemeinsame Selbst- 
verwaltung der Ärzte und Krankenkassen, seiner Verpflichtung nach- 
kommt, den Ärzten eine Orientierungshilfe für eine wirtschaftliche Ver- 
ordnungsweise an die Hand zu geben. Die Arzneimittel-Richtlinien unter- 
stützen die Umsetzung des Gesundheitsstrukturgesetzes, indem sie Ein- 
sparpotentiale aufzeigen, die ohne Qualitätseinbußen in der Arzneimittel- 
versorgung realisiert werden können. 

Der Bundesausschuß hat den gesetzlichen Auftrag, solche Richtlinien zu 
erstellen. Dadurch soll die Einhaltung des Wirtschaftlichkeitsgebots in der 
gesetzlichen Krankenversicherung gewährleistet werden; d. h., Arznei- 
mittel, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, dürfen grundsätz- 
lich von den Vertragsärzten nicht verordnet und von den Krankenkassen 
nicht bezahlt werden (§§ 12, 70, 92 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch). 
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Die fachliche Verantwortung für die in den Richtlinien getroffenen Aus- 
sagen zur Verordnungsfähigkeit bestimmter Arzneimittelgruppen zu La- 
sten der gesetzlichen Krankenversicherung hegt beim Bundesausschuß. 
Bei der Bewertung des therapeutischen Nutzens dieser Arzneimittelgrup- 
pen hat der Bundesausschuß dem allgemein anerkannten Stand der wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse Rechnung zu tragen. Er stützt sich dabei auf 
die Aussagen von Sachverständigen der Medizin und der Pharmakologie. 

Der Bundesminister für Gesundheit hat das Recht, die Richtlinien des Bun- 
desausschusses innerhalb von 2 Monaten nach ihrer Verabschiedung zu 
beanstanden (§ 94 SGB V), wenn sie den gesetzlichen Vorgaben nicht ent- 
sprechen. Die Arzneimittelhersteller haben die Möglichkeit, die vom Bun- 
desausschuß getroffenen Feststellungen zur Verordnungsfähigkeit von 
Arzneimittelgruppen gerichtlich überprüfen zu lassen, wenn sie der Auf- 
fassung sind, daß die zugrundehegenden Bewertungen nicht dem aner- 
kannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse entsprechen. 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird in die Prüfung, ob die Richt- 
linien nach § 94 SGB V zu beanstanden sind, auch die Gesichtspunkte ein- 
beziehen, die sich aus der Entscheidung des Gesetzgebers auf der Grund- 
lage des § 92 a SGB V ergeben, u. a. die Einordnung der Arzneimittel 
der besonderen Therapierichtungen (Homöopathika, Anthroposophika, 
Phytopharmaka) in das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Die von Ihnen konkret angesprochenen Lipidsenker sind in der vom Bun- 
desausschuß am 9. März 1993 beschlossenen Fassung der Richtlinien nicht 
mehr enthalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


37. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Realisie- 
rung aller im Westen geplanten größeren Ver- 
kehrs-Neubauprojekte - u. a. der ICE-Neubau- 
strecke Köln — Rhein/Main - zugunsten drin- 
gend notwendiger Infrastrukturverbesserungen 
im Osten vorerst zu verzichten und eine enstpre- 
chende dringlichkeitsmäßige Herabstufung die- 
ser Verkehrs -Bauvorhaben im Bundesverkehrs- 
wegeplan vorzunehmen, verneinendenfalls, wes- 
halb nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 26. März 1993 


Die Bundesregierung sieht in einem Verzicht auf die Realisierung aller im 
Westen geplanten größeren Verkehrswegeneubauprojekte zugunsten 
von Projekten im Osten nicht den richtigen Weg. 
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Die im „Vordringlichen Bedarf" des Bundesverkehrswegeplanes '92 ent- 
haltenen Neubaumaßnahmen in den alten Bundesländern sind infrastruk- 
turell ebenso erforderlich wie solche in den neuen Bundesländern: Sind 
sie im Osten für den Aufbau der Verkehrswegeinfrastruktur als einer 
wesentlichen Voraussetzung für den wirtschaftlichen Aufschwung unver- 
zichtbar, liegt ihre Notwendigkeit im Westen in der Anpassung der vor- 
handenen Verkehrsinfrastruktur an die stark gestiegene Nachfrage 
zwecks Erhalt der Wirtschaftskraft begründet. Die Verkehrswegeinfra- 
struktur im vereinten Deutschland ist insofern nicht für die alten und 
neuen Bundesländer getrennt zu betrachten. 


Der besonderen Situation in den neuen Bundesländern wird aber insoweit 
Rechnung getragen, als ihr Anteil an den Investitionen im Rahmen des 
Bundesverkehrswegeplanes ’92 überproportional ist und der Nachhol- 
bedarf nebst den Lückenschlüssen zum Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
seitens der Bundesregierung vorrangig betrieben wird. 


38. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Chance, trotz der 
jetzt vorgesehenen Gesamtvollstreckung der 
Bagger-, Bugsier- und Bergungsreederei GmbH 
Rostock, das einzige noch existierende deutsche 
Naßbaggerunternehmen als eines der struktur- 
bestimmenden Unternehmen Mecklenburg-Vor- 
pommerns zu erhalten, auch wegen des hohen 
Umfangs der in Küstenschutz, Hafenausbau und 
Hafensanierung anfallenden öffentlichen Auf- 
träge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 24. März 1993 


Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen aus dem zur 
Zeit laufenden Insolvenzverfahren der Bagger-, Bugsier- und Bergungs- 
reederei GmbH Warnemünde/Rostock (BBB) werden die Geschäftsberei- 
che Naßbaggerei einschließlich Kiesgewinnung sowie Umweltschutz und 
Entsorgung geschlossen an die in der Branche tätige Firma Anton Müsing 
GmbH, Ihrhove (Friesland), veräußert. Damit soll die Übernahme der für 
die Fortführung der genannten Geschäftsbereiche am Standort Warne- 
münde/Rostock benötigten Arbeitnehmer sowie die Umschulung und 
Qualifizierung von weiteren Arbeitskräften der BBB im Unternehmens- 
bereich des Übernehmers (insgesamt über 300 Arbeitnehmer) verbunden 
werden. Die Geschäftsbereiche Schleppen und Lotsenversetzdienst wur- 
den bereits mit über 70 Arbeitnehmern bereits per 1. März 1993 von der 
Firma Fairplay Schleppdampfschiffs-Reederei Richard Borchard GmbH, 
Hamburg, übernommen. 


Dieses erscheint im Hinblick auf die regionalwirtschaftliche Interessen- 
lage und als Ergebnis eines Insolvenzverfahrens als insgesamt akzeptable 
Lösung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


39. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Wie wird die Bundesregierung zu den Fragen des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes an den 
Europäischen Gerichtshof betreffend die Plan- 
feststellung für die Bundesstraße 15 bei Vils- 
biburg Stellung nehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 26. März 1993 


Die Bundesregierung wird die Fragen des Bayerischen Verwaltungsge- 
richtshofes an den Europäischen Gerichtshof so beantworten, daß daraus 
im Ergebnis die Vereinbarkeit des beim Bayerischen Verwaltungsge- 
richtshofes anhängigen Planfeststellungsbeschlusses mit dem EG -Recht 
hervorgeht. 


40. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Wird sie bei ihrer Stellungnahme die Notwendig- 
keit, die Stadt Vilsbiburg vom Durchgangsver- 
kehr zu entlasten, und das Ziel der Beschleu- 
nigung der Verkehrswegeplanung berücksich- 
tigen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 26. März 1993 


Die Bundesregierung wird bei ihrer Stellungnahme die Notwendigkeit 
berücksichtigen, die Stadt Vilsbiburg vom Durchgangsverkehr zu ent- 
lasten. Sie wird ihre Stellungnahme ferner so abfassen, daß die Ziele der 
Beschleunigung der Verkehrswegeplanung nicht in Frage gestellt wer- 
den. 


41. Abgeordneter 

Johann 

Paintner 

(F.D.P.) 


Was hält die Bundesregierung von dem Bericht 
der Bayerischen Landesanstalt für Landtechnik 
an der bayerischen Universität München, daß 
beim Einsatz von Rapsöl statt Dieselkraftstoff eine 
Verringerung der verkehrsbedingten Emissionen 
bei Kohlendioxyd von 50 % erreicht wird? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 26. März 1993 


Beim Einsatz von Rapsöl ergibt sich pro Einheit ersetzten Dieselkraftstof- 
fes nach der Studie „Ökobilanz Rapsöl" des Umweltbundesamtes eine um 
65% geringere Emission von C0 2 . 

Die Minderung der verkehrsbedingten C0 2 -Emissionen durch den Ein- 
satz von Rapsöl wäre jedoch gering. Das Umweltbundesamt geht von einer 
maximalen jährlichen Produktion von 450000 t Rapsöl aus, damit ließen 
sich die verkehrsbedingten C0 2 -Emissionen um 0,35% mindern. Dieser 
Wert dürfte eher eine untere Grenze sein. Unter Beachtung von Frucht- 
folgen und Standortrestriktionen wäre in Deutschland theoretisch eine 
maximale Produktion von 2,1 Mio. t möglich. Daraus ergäbe sich ein maxi- 
males Minderungspotential von 1,6%. 
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In die Bilanz der Treibhausgase sind auch andere Gase insbesondere die 
Freisetzung von Lachgas bei der mikrobiologischen Umsetzung von Stick- 
stoffdünger mit einzubeziehen. Der Kenntnisstand über die Emissionen 
von Lachgas aus landwirtschaftlichen und naturbelassenen Böden ist 
heute jedoch noch lückenhaft. 


42. Abgeordneter 

Dr* Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wie viele Tonnen Gießereialtsand (Kernbruch 
und sonstiger Altsand) fallen im Bundesgebiet 
jährlich mit welcher verschiedenartiger Giftstoff- 
belastung an? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 29, März 1993 


1991 fielen ca. 2,7 Mio. Tonnen Gießereialtsand an, der deponiert werden 
mußte. Zirka 300000 Tonnen werden jährlich einer Verwertung zuge- 
führt. 

Die Altsande enthalten diverse organische Stoffe, darunter auch polycycli- 
sche aromatische Kohlenwasserstoffe sowie Schwermetalle, wie Chrom, 
Zink, Blei usw.; Kernsande sind daher als besonders überwachungsbe- 
dürftige Abfälle bzw, Reststoffe eingestuft. 


43. Abgeordneter In welcher Form werden diese Gießereialtsande 

Dr. Peter bisher entsorgt, und zu welchem Preis? 

Ramsauer 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 29. März 1993 

Die heute noch übliche Art der Entsorgung ist die Ablagerung auf Bau- 
schutt-, Hausmüll- oder Sonderdeponien. Die Entsorgungskosten variie- 
ren je nach örtlichen Deponiegebühren, Transport entfernung und Art des 
Altsandes zwischen 10 und 250 DM je Tonne, wobei die Deponiegebühren 
steigende Tendenz aufweisen. 


44. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 29. März 1993 

Die Alternative zur Entsorgung als Abfall besteht in der Reststoffvermei- 
dung und -Verwertung. Gießereien unterliegen als genehmigungsbedürf- 
tige Anlagen der Reststoffvorschrift des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG). Die Betreiber von Gießereien sind danach 
verpflichtet, ihre Anlagen so zu errichten und zu betreiben, daß Reststoffe 
beim Formstoffkreislauf vermieden oder schadlos verwertet werden und 
nur, soweit das technisch nicht möglich oder unzumutbar ist, als Abfälle 
ohne Beeinträchtigung des Wohl der Allgemeinheit beseitigt werden. 


Welche alternativen Entsorgungsmöglichkeiten 
hat die Bundesregierung in Zukunft ins Auge 
gefaßt, und mit welchen Maßnahmen will die 
Bundesregierung diese Entsorgung auf Länder- 
und Kommunalebene gesetzlich erzwingen, um 
die kontaminierten Altsande nicht mehr wie bis- 
her auf Deponien entsorgen zu lassen? 
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Die materiellen Anforderungen zur Reststoffvermeidung und -Verwertung 
werden im Rahmen des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
von einem speziellen Bund/Länder- Arbeitskreis „Durchführung des § 5 
Abs. 1 Nr. 3 BImSchG" konkretisiert und als anlagenbezogene Muster- 
Verwaltungsvorschrift (VwV) für den Vollzug erarbeitet. Eine Muster- 
VwV zur Vermeidung und Verwertung von Gießereialtsand bei Eisen-, 
Temper- oder Stahlgießereien (Anlagen nach Nummer 3.7 des Anhangs 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen [4. BImSchV]) 
und bei Gießereien für Nichteisenmetalle (Anlagen nach Nummer 3.8 des 
Anhangs der 4. BImSchV) liegt bereits im Entwurf vor und ist derzeitig 
dem 

- Deutschen Gießereiverband e. V., Düsseldorf, 

- Gesamtverband Deutscher Metallgießereien, Düsseldorf, und 

- Verein Deutscher Gießereifachleute, Düsseldorf, 
zur Stellungnahme zugeleitet worden. 

Ziel der Muster- VwV ist es, zu bundesweiten Regelungen zur Ausfüllung, 
Durchführung und Anwendung des § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG zu kommen, 
um wertvollen Deponieraum zu gewinnen und den Ressourcenverbrauch 
durch Neusandabbau zu verringern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


45. Abgeordnete 

Dr. Herta 
Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu Unterneh- 
men, um im Hinblick auf die Abhörsicherheit des 
neuen „D-Netzes" der TELEKOM zu verhindern, 
daß die Vorschriften der Telefonüberwachung 
(§ 100a StPO), die gerade durch das OrgKG um 
für die organisierte Kriminalität typische Delikte 
erweitert worden sind, insbesondere bei der 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität leer- 
laufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr* Paul Laufs 
vom 30. März 1993 

Mobiltelefonnetze nach GSM-Standard (in Deutschland D-Netze) erhal- 
ten auf der Funkstrecke ein Verschlüsselungssystem, das sie in diesem 
Bereich gegen Abhören sichert. Diese Maßnahme dient dem grundrecht- 
lich gewährten Schutz des Fernmeldegeheimnisses. 

Legale Maßnahmen zur Überwachung des Fernmeldeverkehrs sollen in 
den Funkvermittlungsstellen erfolgen. Hier ist der Fernmeldeverkehr 
gemäß GSM-Standard unverschlüsselt. 

Die zur Durchführung legaler Überwachungsmaßnahmen erforderliche 
Software wird z. Z. entwickelt. Sie baut auf Basisleistungsmerkmalen des 
GSM- Standards auf. Dabei sind allerdings noch schwierige technische 
Probleme zu lösen. 
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46. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Ist die Auskunft der Telegrammaufnahme Bonn 
zutreffend, wonach Postkunden in bestimmten 
Bereichen der Bundesrepublik Deutschland 
(hier: Stendal, Sachsen- Anhalt) keine Gewähr 
haben, daß Telegramme an Sonn- und Feiertagen 
ausgeliefert werden, und wenn ja, um welche 
Bereiche handelt es sich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 30. März 1993 

Rahmenregelung für die Übermittlung von Telegrammen bildet die „Ver- 
ordnung zur Regelung der Pflichtleistungen der Deutschen Bundespost 
TELEKOM (TELEKOM-Pflichtleistungsverordnung, TPflV)". Demnach 
hat nach § 7 Abs. 1 TPflV die Deutsche Bundespost TELEKOM zu gewähr- 
leisten, daß schriftliche Nachrichten, die der Absender ihr mit der Bestim- 
mung übergeben hat, sie dem Empfänger als Telegramm zukommen zu 
lassen, unverzüglich übermittelt werden. Eine Übermittlung im Sinne die- 
ser Verordnung ist dann unverzüglich, wenn das Telegramm den Empfän- 
ger im Inland spätestens innerhalb von 6 Stunden nach der Aufgabe 
erreicht. 

Die Übermittlung von Telegrammen ist eine Verbundleistung, die sich aus 
Leistungsanteilen der Deutschen Bundespost TELEKOM und der Deut- 
schen Bundespost POSTDIENST zusammensetzt. Die körperliche Zustel- 
lung der Telegramme erfolgt, sofern ein Zusprechen über das Telefon 
nicht möglich ist, durch die Deutsche Bundespost POSTDIENST im Rah- 
men der örtlich vorgegebenen Dienstzeiten. In ca. 80% aller Fälle stellt die 
Deutsche Bundespost POSTDIENST Telegramme innerhalb von 6 Stun- 
den auf Wunsch des Kunden fristgerecht zu. 

Insbesondere in ländlichen Gebieten und an Wochenenden kommt es 
immer noch zu Fristüberschreitungen. Dies liegt an zum Teil noch unge- 
lösten organisatorischen Problemen. Die Unternehmen Deutsche Bundes- 
post POSTDIENST und TELEKOM arbeiten z. Z. intensiv an Lösungs- 
strategien, die die Einhaltung der Zustellfristen überall und an jedem 
Wochentag sicherstellen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Biidung und Wissenschaft 


47. Abgeordneter 

Dirk 

Hansen 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die erstmals in 
1992 angelaufene Förderung von angewandter 
Forschung und Entwicklung an den Fachhoch- 
schulen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 30. März 1993 


Im Bundeshaushalt 1992 standen 5 Mio. DM für die Förderung von anwen- 
dungsorientierter Forschung und Entwicklung an den Fachhochschulen 
zur Verfügung, die ab Oktober 1992 verausgabt werden konnten. Insge- 
samt sind mehr als 300 entscheidungsreife Anträge eingegangen. Die 
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große Zahl und die Kurzfristigkeit der Vorlage der Anträge zeigt, daß auf 
seiten der Fachhochschulen ein erheblicher Bedarf besteht. Die Summe 
der beantragten Fördermittel überstieg um ein Vielfaches die zur Ver- 
fügung stehenden Haushaltsmittel. Eine gleiche Entwicklung zeichnet 
sich bereits jetzt für die Förderrunde 1993 ab. 

Nach Auffassung der Bundesregierung trägt die Förderung maßgeblich 
zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der Fachhochschulen in der anwen- 
dungsorientierten Forschung und Entwicklung und im Technologietrans- 
fer zu kleinen und mittleren Unternehmen bei. Eine solche Entwicklung 
weiter zu fördern hilft auch, die Attraktivität der praxis- und anwendungs- 
bezogenen Fachhochschulen weiter zu erhöhen, die nach den Zielvorstel- 
lungen von Bund und Ländern künftig vorrangig ausgebaut werden 
sollen. Die Bundesregierung sieht darin zugleich einen Beitrag zur Siche- 
rung des Standortes Bundesrepublik Deutschland im Bereich Bildung und 
Ausbildung, Wissenschaft und Forschung. 


48. Abgeordneter 

Dirk 

Hansen 

(F.D.P ) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Perspek- 
tiven für diese Förderung insbesondere auch im 
Hinblick auf die neuen Länder? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 30. März 1993 

Die Förderung von anwendungsorientierter Forschung und Entwicklung 
an Fachhochschulen soll die Voraussetzungen für ein stärkeres Engage- 
ment der Fachhochschulen in Vorhaben der anwendungsorientierten For- 
schung und Entwicklung in allen dort vertretenen Fachrichtungen vor 
allem in den neuen Ländern verbessern bzw. schaffen. In der Förderrunde 
1992 entfielen von insgesamt 59 bewilligten Anträgen 20 (mit einem 
Gesamtbetrag von rund 1,7 Mio. DM) auf Fachhochschulen in den neuen 
Ländern. Der Anteil ist mit rund einem Drittel überproportional hoch. Dies 
zeigt, daß das Programm insbesondere für die neuen Länder wichtig ist 
und auch zur Akzeptanz des dort neuen Hochschultyps Fachhochschule 
beiträgt. Um diesen - erkennbaren - Bedarf wenigstens teilweise zu 
decken und den weiteren Erfolg des Programms zu sichern, ist eine hin- 
reichende finanzielle Ausstattung im Bundeshaushalt notwendig. 


Bonn, den 2. April 1993 
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